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 Gesetz 
über die Organisation und Geschäftsführung 
des Kantonsrates 
(Kantonsratsgesetz, KRG) 

      

 Der Kantonsrat des Kantons Luzern,  

  nach Einsicht in die Botschaft des Regierungsrates 
vom,  

 

 beschliesst:  

 I.  

 Gesetz über die Organisation und Geschäftsführung 
des Kantonsrates (Kantonsratsgesetz, KRG) vom 
28. Juni 1976 (Stand 1. Juni 2015) wird wie folgt ge-
ändert: 

 

§  2 
Provisorisches Büro 

  

1 Das älteste Mitglied des neugewählten Kantonsra-
tes oder bei dessen Verhinderung das nächstälteste 
besorgt als Alterspräsident oder als Alterspräsidentin 
die mit der Konstituierung zusammenhängenden 
Präsidialaufgaben. 
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 1 bis Sofern das älteste Mitglied diese Aufgabe bereits 
einmal innehatte, besorgt das nächstälteste Mitglied 
oder bei dessen Verhinderung das drittälteste Mit-
glied des Kantonsrates als Alterspräsident oder Al-
terspräsidentin die Präsidialaufgaben. 

 

2 Der Alterspräsident oder die Alterspräsidentin er-
nennt vor der konstituierenden Sitzung aus den neu-
gewählten Mitgliedern, die schon bisher dem Kan-
tonsrat angehörten, vier Stimmenzählerinnen und -
zähler, die mit ihm oder ihr zusammen das provisori-
sche Büro bilden. 

  

3 Die Fraktionen sind bei der Bestellung des proviso-
rischen Büros angemessen zu berücksichtigen. 

  

§  22 
Vertretung der Fraktionen 

  

1 Die Fraktionen sollen in der Regel in den Kommissi-
onen im Verhältnis ihrer Mitgliederzahl vertreten sein. 

1 Die Fraktionen sollensind in der Regel in den Kom-
missionen im Verhältnis ihrer Mitgliederzahl vertreten 
sein. 

 

2 Der Kantonsrat kann die Kommissionen in beson-
dern Fällen durch fraktionslose Mitglieder erweitern. 

  

3 Bei der Wahl der Kommissionspräsidentinnen und -
präsidenten ist auf einen angemessenen Wechsel 
unter den Fraktionen zu achten. 

  

 §  27c 
Amtsgeheimnis bei der Aufsichts- und Kontrollkommission 
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 1 Die Mitglieder des Regierungsrates und die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der kantonalen Verwal-
tung haben der Aufsichts- und Kontrollkommission im 
Rahmen der Prüftätigkeit gemäss § 27a vollumfäng-
lich Auskunft über dienstliche Angelegenheiten zu 
geben und vollständige Einsicht in die Akten zu ge-
währen. Es bedarf keiner Entbindung vom Amtsge-
heimnis. 

 

 2 Der Regierungsrat kann beim Präsidium der Auf-
sichts- und Kontrollkommission die Beschränkung 
der vollumfänglichen Informationsrechte auf einen 
Ausschuss beantragen, sofern dies zur Wahrung 
überwiegender öffentlicher Interessen, zum Schutze 
der Persönlichkeit oder aus Rücksicht auf ein hängi-
ges Verfahren geboten ist. 

 

 3 Das Präsidium der Aufsichts- und Kontrollkommis-
sion entscheidet abschliessend über den Antrag des 
Regierungsrates. Dafür stehen ihm die vollumfängli-
chen Informationsrechte zu. Bei Stimmengleichheit 
steht dem Präsidenten oder der Präsidentin der 
Stichentscheid zu. 

 

 4 Soweit in einer Angelegenheit die vollumfänglichen 
Informationsrechte beschränkt sind, steht die Prüftä-
tigkeit gemäss § 27a, insbesondere die Befugnis zu 
Befragungen und zur Einsicht in Akten, in dieser An-
gelegenheit nur dem Ausschuss zu. 
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 5 Die Mitglieder der Aufsichts- und Kontrollkommis-
sion und beigezogene aussenstehende Sachverstän-
dige sind ihrerseits in Bezug auf vorgelegte Verwal-
tungsakten und Äusserungen von Behördenmitglie-
dern und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der kan-
tonalen Verwaltung an das Amtsgeheimnis gebun-
den. Der Regierungsrat oder der zuständige Depar-
tementsvorsteher oder die zuständige Departements-
vorsteherin bestimmt im Einzelfall, was Gegenstand 
des Amtsgeheimnisses bildet. 

 

 6 Für die Befragungen im Kantonsgericht und bei Ge-
richten und Behörden, die ihm unterstellt sind, und 
für die Aktenherausgabe gelten die Bestimmungen 
der Absätze 1–5 sinngemäss; zuständig für den An-
trag auf Beschränkung der Informationsrechte ist der 
Präsident oder die Präsidentin des Kantonsgerichtes. 

 

§  28 
Amtsgeheimnis 

§  28 
Amtsgeheimnis bei den übrigen Kommissionen 

 

1 Die Befugnis, Mitglieder des Regierungsrates und 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der kantonalen Ver-
waltung gegenüber Kommissionen und Kommissi-
onsausschüssen für Befragungen und für die Her-
ausgabe von Akten gemäss den §§ 25–27a vom 
Amtsgeheimnis zu entbinden, steht dem Regierungs-
rat zu. 

1 Die Befugnis, Mitglieder des Regierungsrates und 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der kantonalen Ver-
waltung gegenüber den übrigen Kommissionen und 
Kommissionsausschüssen für Befragungen und für 
die Herausgabe von Akten gemäss den §§ 25–27a 
vom Amtsgeheimnis zu entbinden, steht dem Regie-
rungsrat zu. 

 

2 Der Regierungsrat darf am Amtsgeheimnis nur fest-
halten, soweit die Geheimhaltung zur Wahrung über-
wiegender öffentlicher Interessen, zum Schutze der 
Persönlichkeit oder aus Rücksicht auf ein hängiges 
Verfahren geboten ist. 

  

3 Wenn der Regierungsrat am Amtsgeheimnis fest-
hält, orientiert er die Kommission durch einen Be-
richt. 
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4 Die Kommissionsmitglieder und die andern Teilneh-
merinnen und Teilnehmer sind ihrerseits in Bezug 
auf vorgelegte Verwaltungsakten und Äusserungen 
von Behördemitgliedern und Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der kantonalen Verwaltung an das Amts-
geheimnis gebunden. Der Regierungsrat oder der 
zuständige Departementsvorsteher oder die zustän-
dige Departementsvorsteherin bestimmt im Einzelfall, 
was Gegenstand des Amtsgeheimnisses bildet. 

  

5 Für die Befragungen im Kantonsgericht und bei Ge-
richten und Behörden, die ihm unterstellt sind, und 
für die Aktenherausgabe gelten die Bestimmungen 
der Absätze 1–4 sinngemäss; zuständig ist der Präsi-
dent oder die Präsidentin des Kantonsgerichtes. 

  

§  32 
Stellung der Parlamentsdienste 

  

1 Zu den Parlamentsdiensten gehören das Sekreta-
riat des Kantonsrates sowie der Kommissionen-
dienst. Diese sind Teil der Staatskanzlei, welche in 
diesen Aufgabenbereichen dem Kantonsrat unter-
stellt ist. 

  

2 Die zuständige Behörde wählt die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Die Wahl des Leiters oder der Leite-
rin der Parlamentsdienste und der wissenschaftli-
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kommissi-
onendienstes bedarf der Bestätigung durch die Ge-
schäftsleitung. 

2 Die zuständige Behörde wählt die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Die Wahl des Leiters oder der Leite-
rin der Parlamentsdienste und der wissenschaftli-
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kommissi-
onendienstes bedarf der Bestätigung durch die Ge-
schäftsleitung. 

 

§  63a 
Stellungnahme des Regierungsrates 

  

1 Der Regierungsrat nimmt zu den Vorstössen in der 
Regel schriftlich Stellung. Die Fristen für die Stellung-
nahmen betragen ab Eröffnung des Vorstosses: 
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a. bei Anfragen und Einzelinitiativen sechs Monate,   

b. bei Motionen und Postulaten ein Jahr.   

Lassen sich die Fristen nicht einhalten, entscheidet 
die Geschäftsleitung über eine angemessene Frist-
verlängerung. Der Kantonsrat wird informiert. 

  

2 Der Regierungsrat gibt auf der Traktandenliste 
seine Anträge zu Einzelinitiativen, Motionen und Pos-
tulaten bekannt. Die Begründung der Anträge wird 
den Ratsmitgliedern zugänglich gemacht. Sie enthält 
soweit möglich auch Angaben über die absehbaren 
Kostenfolgen, die Finanzierbarkeit und den Personal-
bedarf. 

  

3 Sind bei einem Vorstoss die wesentlichen Forde-
rungen bereits erfüllt, stellt der Regierungsrat mit die-
ser Begründung Antrag auf dessen Ablehnung. 

3 Sind bei einem Vorstoss die wesentlichen Forde-
rungen bereits erfüllt, stellt der Regierungsrat mit die-
ser Begründung Antrag auf dessen Ablehnung. Er 
hat in seiner Stellungnahme die Erfüllung der Forde-
rungen darzulegen. 

 

§  77 
Aufzählung 

  

1 Zu den Planungsberichten im Sinn dieses Gesetzes 
gehören: 

  

a. das Legislaturprogramm (§ 78), a. die Kantonsstrategie und das Legislaturprogramm 
(§ 78), 

 

b. der Aufgaben- und Finanzplan (§ 78a),   

c. die besonderen Planungsberichte des Regierungs-
rates über die Vorbereitung wichtiger Sachge-
schäfte des Kantonsrates. 

  

2 Zu den Rechenschaftsberichten im Sinn dieses Ge-
setzes gehören: 
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a. die periodischen Rechenschaftsberichte des Re-
gierungsrates und des Kantonsgerichtes (§ 80), 

  

b. die besonderen Rechenschaftsberichte des Regie-
rungsrates und des Kantonsgerichtes. 

  

§  78 
Legislaturprogramm 

§  78 
Kantonsstrategie und Legislaturprogramm 

 

1 Der Regierungsrat unterbreitet dem Kantonsrat in-
nert sechs Monaten nach Beginn der Amtsdauer sein 
Legislaturprogramm. 

1 Der Regierungsrat unterbreitet dem Kantonsrat in-
nert sechs Monaten nach Beginn der Amtsdauer sein
die Kantonsstrategie zusammen mit dem Legislatur-
programm. 

 

 1bis Die Kantonsstrategie soll namentlich Aufschluss 
geben über 

 

 a. die grundsätzlichen und langfristigen Ziele des 
Kantons, 

 

 b. die für den Kanton bedeutenden übergeordneten 
Entwicklungen, 

 

 c. den aus den Zielen und Entwicklungen abgeleite-
ten Handlungsbedarf und die damit zusammenhän-
genden Handlungsschwerpunkte. 

 

2 Das Legislaturprogramm soll namentlich Aufschluss 
geben über 

  

a. wesentliche neue Aufgaben des Kantons und die 
dafür benötigten zusätzlichen Ressourcen, 

a. wesentliche neue Aufgaben des Kantons und die 
dafür benötigten zusätzlichen Ressourcengeplan-
ten Massnahmen zur Umsetzung der Kantonsstra-
tegie, 

 

b. die grundsätzlichen Absichten und Erwägungen, 
von denen sich der Regierungsrat als Gesamtbe-
hörde während der Amtsdauer leiten lässt, 

b. die grundsätzlichen Absichten und Erwägungen, 
von denen sich der Regierungsrat als Gesamtbe-
hörde während der Amtsdauer leiten lässtweitere 
wesentliche neue Entwicklungen im Kanton, 
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c. die geplanten Massnahmen zur Umsetzung der 
Absichten und Erwägungen und 

c. die geplanten Massnahmen zur UmsetzungAufga-
ben und Zielsetzungen während der Absichten und 
Erwägungen undAmtsdauer. 

 

d. die Dringlichkeitsordnung, nach welcher der Regie-
rungsrat dem Kantonsrat wichtige Vorlagen zu un-
terbreiten gedenkt. 

d. aufgehoben  

3 Der Aufbau des Legislaturprogramms orientiert sich 
an den Hauptaufgaben gemäss § 9 Absatz 1 des Ge-
setzes über die Steuerung der Finanzen und Leistun-
gen. 

  

4 …   

5 Der Regierungsrat orientiert den Kantonsrat im Jah-
resbericht über den Vollzug des Legislaturpro-
gramms. 

  

§  79a 
Bemerkungen zum Legislaturprogramm und zum Aufgaben- und Finanzplan 

§  79a 
Bemerkungen zur Kantonsstrategie, zum Legislaturprogramm und zum Auf-
gaben- und Finanzplan 

 

1 Die vom Kantonsrat beschlossenen Bemerkungen 
werden dem Legislaturprogramm und dem Aufga-
ben- und Finanzplan als Anhang beigefügt. 

1 Die vom Kantonsrat beschlossenen Bemerkungen 
werden der Kantonsstrategie, dem Legislaturpro-
gramm und dem Aufgaben- und Finanzplan als An-
hang beigefügt. 

 

2 Der Regierungsrat informiert den Kantonsrat mit 
dem nächsten Aufgaben- und Finanzplan über die 
Behandlung der Bemerkungen. 

  

§  82b 
Aufgabe des Regierungsrates 
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1 Innert einem Jahr, seit das Zustandekommen einer 
Verfassungsinitiative (Teilrevision der Staatsverfas-
sung) oder einer Gesetzesinitiative veröffentlicht 
wurde (§ 135 des Stimmrechtsgesetzes), unterbreitet 
der Regierungsrat dem Kantonsrat Botschaft und 
Entwurf für dessen Stellungnahme. 

1 Innert einem Jahr, seit das Zustandekommen einer 
Verfassungsinitiative (Teilrevision der Staatsverfas-
sung) oder einer Gesetzesinitiative veröffentlicht 
wurde (§ 135141 des Stimmrechtsgesetzes), unter-
breitet der Regierungsrat dem Kantonsrat Botschaft 
und Entwurf für dessen Stellungnahme. 

 

2 Beantragt der Regierungsrat die Ablehnung einer 
Initiative, kann er dem Kantonsrat einen Gegenent-
wurf unterbreiten. 

  

§  87 
Ergänzende Vorschriften 

  

1 Der Kantonsrat ordnet durch Kantonsratsbeschluss 
den Betrag, die nähern Voraussetzungen und die 
Auszahlung der Entschädigungen. 

  

 2 Er kann überdies Massnahmen vorsehen, die es 
den Ratsmitgliedern erlauben, die Mandatsausübung 
und ihre Verantwortung in Familie und Gesellschaft 
zu vereinbaren. 

 

 II.  

 1. 
Gesetz über die Rechtsstellung der obersten Verwal-
tungs- und Gerichtsbehörden (Behördengesetz, 
BehG) vom 17. November 1970 (Stand 1. Juni 2015) 
wird wie folgt geändert: 

 

§  9 
Amtsgeheimnis 
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1 Die Behördenmitglieder sind in amtlichen Angele-
genheiten, die nach ihrer Natur oder gemäss beson-
derer Vorschrift geheim sind, zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. Unter das Amtsgeheimnis fallen auch die 
Äusserungen und die Stimmabgabe der einzelnen 
Mitglieder in den geheimen Verhandlungen ihrer Be-
hörde. 

  

2 Das Amtsgeheimnis ist auch nach dem Ausschei-
den aus dem Amt zu wahren. 

  

3 Über Gegenstände seines Amtsgeheimnisses darf 
ein Behördenmitglied in Strafuntersuchungen, ge-
richtlichen Verfahren und Verwaltungsverfahren nur 
mit Zustimmung seiner Behörde als Zeuge, Partei o-
der Auskunftsperson aussagen oder Akten heraus-
geben. 

  

 4 Gegenüber der Aufsichts- und Kontrollkommission 
hat ein Behördenmitglied gemäss §27c des Geset-
zes über die Organisation und Geschäftsführung des 
Kantonsrates vom 28.Juni 19761 ohne Zustimmung 
seiner Behörde Auskunft zu erteilen und Akten her-
auszugeben. 

 

 2. 
Gesetz über das öffentlich-rechtliche Arbeitsverhält-
nis (Personalgesetz, PG) vom 26. Juni 2001 (Stand 
1. September 2021) wird wie folgt geändert: 

 

§  52 
Geheimhaltungspflicht 
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1 Die Angestellten sind zu Verschwiegenheit über 
dienstliche Angelegenheiten verpflichtet, die ihrer 
Natur nach oder gemäss besonderer Vorschrift ge-
heim zu halten sind. 

  

2 Diese Verpflichtung bleibt nach Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses bestehen. 

  

3 Die Entbindung von der Geheimhaltungspflicht 
durch die zuständige Behörde bleibt vorbehalten. 

  

4 Für Meldungen und Anzeigen gemäss § 46a bedarf 
es keiner Entbindung von der Geheimhaltungspflicht. 

4 Für Meldungen und Anzeigen gemäss § 46a dieses 
Gesetzes und für Auskünfte und die Aktenheraus-
gabe gegenüber der Aufsichts- und Kontrollkommis-
sion gemäss § 27c des Gesetzes über die Organisa-
tion und Geschäftsführung des Kantonsrates vom 28. 
Juni 1976 2 bedarf es keiner Entbindung von der Ge-
heimhaltungspflicht. 

 

 III.  

      Keine Fremdaufhebungen.       

 IV.  

 Die Änderung tritt am 1. Juni 2023 in Kraft. Sie unter-
liegt dem fakultativen Referendum. 

 

 Luzern,  

 Im Namen des Kantonsrates 
Der Präsident: 
Der Staatsschreiber: 
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